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Stellungnahme der Arbeitskammer zum Entwurf der 
Novellierung der Verordnung über personelle Anforderungen 
für Einrichtungen nach dem Saarländischen Wohn-, 
Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetz (Saarländische 
Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalitätspersonalverordnung) 

  

Die Arbeitskammer des Saarlandes bedankt sich für die Möglichkeit der Beteiligung in dem 

Novellierungsprozess der Verordnung über personelle Anforderungen für Einrichtungen nach dem 

Saarländischen Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetz und nimmt wie folgt Stellung. 

Im Allgemeinen: 

Die Arbeitskammer des Saarlandes bewertet den vorliegenden Verordnungsentwurf kritisch. 

Zwar enthält der Entwurf einzelne begrüßenswerte Weiterentwicklungen, insbesondere im Bereich 

der Einarbeitung, Fort- und Weiterbildung sowie der Gewaltprävention. Diese Maßnahmen sind 

jedoch nicht geeignet, die gleichzeitige und gravierende Absenkung verbindlicher struktureller 

Mindeststandards im Personalbereich zu kompensieren. 

Mit besonderer Sorge sieht die Arbeitskammer, dass zentrale ordnungsrechtliche 

Sicherungsinstrumente – insbesondere die bislang geltende Fachkraftquote – faktisch aufgegeben 

und durch unbestimmte und verhandlungsabhängige Personalbemessungslogiken ersetzt werden 

sollen. 

Damit wird ein systematischer Paradigmenwechsel vollzogen: weg von verbindlichen gesetzlichen 

Mindeststandards hin zu einer indirekten Steuerung über Vergütungs- und Vertragslogiken. Dies 

führt zu einer deutlichen Schwächung des Heimordnungsrechts und verschiebt die Verantwortung 

für Versorgungsqualität in Richtung einzelvertraglicher Aushandlungsprozesse. 



Die Arbeitskammer warnt ausdrücklich davor, dass dadurch die Qualität der Versorgung künftig 

stärker von wirtschaftlichen Rahmenbedingungen als von verbindlichen gesetzlichen 

Schutzstandards abhängen wird. 

 

Im Besonderen: 

Zu § 3 – Anforderungen an Einrichtungsleitungen 

Die Arbeitskammer erkennt die formale Öffnung der Leitungsqualifikationen für verschiedene 

Berufsgruppen kritisch an. Die Ausweitung der zulässigen Qualifikationsprofile ohne verbindliche 

pflege- und versorgungsfachliche Leitungsqualifikation führt zu einer problematischen Entkopplung 

von Leitung und pflegefachlicher Verantwortung. 

Es besteht die konkrete Gefahr, dass Einrichtungsleitungen zunehmend primär 

betriebswirtschaftlich oder administrativ geprägt sind, während pflegefachliche Steuerung an 

Gewicht verliert. Die Arbeitskammer fordert daher verbindliche Mindestanforderungen an pflege- 

und versorgungsbezogene Leitungskompetenz sowie den Nachweis einer einschlägigen 

Leitungsqualifikation im Gesundheits- und Pflegebereich. 

Zu § 6 – Anrechnung von Auszubildenden 

Die Arbeitskammer lehnt die Anrechnung von Auszubildenden auf die Mindestpersonalausstattung 

in der vorgesehenen Form ab. Auszubildende sind Lernende und keine strukturelle 

Personalreserve zur Kompensation unzureichender Personalausstattung. 

Eine solche Anrechnung birgt die Gefahr, dass Ausbildung systematisch zur Schließung von 

Personallücken missbraucht wird und damit sowohl die Ausbildungsqualität als auch die 

Versorgungssicherheit leidet. Die Arbeitskammer fordert daher eine klare und restriktive 

Begrenzung der Anrechnungsfähigkeit. 

Zu § 6 und § 10 – Personelle Mindestanforderungen / Fachkraftstruktur 

Die Arbeitskammer des Saarlandes lehnt die ersatzlose Streichung der Fachkraftquote 

entschieden ab. Die vorgesehene Regelung einer lediglich „angemessenen Beteiligung von 

Fachkräften“ ist weder fachlich noch rechtlich ausreichend bestimmt, um eine verlässliche 

Qualitätssicherung in stationären Einrichtungen zu gewährleisten. 

Die Abkehr von einer verbindlichen Fachkraftquote stellt eine strukturelle Absenkung des 

Qualitätsniveaus dar und gefährdet sowohl die Versorgungssicherheit als auch die 



Arbeitsbedingungen in der Pflege. Die Arbeitskammer stellt klar: Eine „angemessene Beteiligung“ 

ersetzt keine verbindliche Fachkraftquote. 

Begründung: 

1. Gefährdung der Versorgungsqualität: 
Ohne verbindliche Fachkraftquote besteht die reale Gefahr, dass Einrichtungen den 

Fachkräfteanteil aus wirtschaftlichen Gründen schrittweise reduzieren. Dies führt 

zwangsläufig zu einer Absenkung der Pflegequalität und erhöht das Risiko fehlerhafter 

Versorgung.  

2. Patienten- und Bewohnersicherheit ist nicht verhandelbar: 
Die Sicherheit pflegebedürftiger Menschen darf nicht von Vergütungsverhandlungen oder 

Auslegungsspielräumen abhängig gemacht werden. Der Entwurf öffnet genau diese Tür.  

3. Arbeitsverdichtung und Deprofessionalisierung: 
Die Absenkung verbindlicher Fachkraftstandards führt zu einer massiven Verdichtung der 

Verantwortung auf verbleibende Fachkräfte und verschärft die ohnehin angespannte 

Arbeitssituation in den Einrichtungen.  

4. Systembruch im Heimrecht: 
Mit der Abkehr von verbindlichen Mindeststandards wird das Heimordnungsrecht faktisch 

entkernt und in eine bloße Rahmenordnung ohne eigene Steuerungswirkung überführt. 

Zu § 7 und § 8 – Einarbeitung, Fort- und Weiterbildung 

Die Arbeitskammer begrüßt die Einführung verbindlicher Einarbeitungskonzepte sowie die 

Stärkung der Fort- und Weiterbildungspflichten ausdrücklich. Gleichzeitig wird kritisiert, dass diese 

qualitativen Maßnahmen als Ersatz für fehlende strukturelle Personalstandards herangezogen 

werden. 

Weiterbildung kann fehlende Fachkraftstrukturen nicht kompensieren. Die Arbeitskammer fordert 

daher zusätzlich verbindliche Mindeststandards für den Fortbildungsumfang sowie eine strukturelle 

Verknüpfung von Qualifizierung und Personalausstattung. 

Zu § 10 – Personaleinsatz und Nachtdienstregelungen 

Die Arbeitskammer bewertet die vorgesehenen Regelungen zur personellen Mindestbesetzung im 

Nachtdienst als unzureichend und aus arbeitsschutzrechtlicher sowie pflegefachlicher Sicht nicht 

vertretbar. 

Insbesondere die faktische Möglichkeit sehr geringer Fachkraftpräsenz im Nachtdienst 

widerspricht den Anforderungen an eine sichere Versorgung in akuten Krisen- und 

Notfallsituationen. Die Arbeitskammer fordert daher eine verbindliche Stärkung der 



Fachkraftpräsenz im Nachtdienst sowie klare Mindestvorgaben, die eine Überlastungssituation 

einzelner Beschäftigter ausschließen. 

Abschließend: 

Die Arbeitskammer des Saarlandes sieht im vorliegenden Verordnungsentwurf einen 

tiefgreifenden Systemwechsel, der die bisherigen verbindlichen Qualitäts- und Schutzstandards im 

Heimrecht deutlich abschwächt. Die Abkehr von der Fachkraftquote zugunsten unbestimmter 

Personalbemessungslogiken stellt aus Sicht der Arbeitskammer einen klaren Rückschritt in der 

Qualitätssicherung dar. 

Die Arbeitskammer warnt ausdrücklich davor, dass sich hierdurch die Verantwortung für 

Versorgungsqualität zunehmend aus dem ordnungsrechtlichen Rahmen in wirtschaftliche 

Verhandlungssysteme verlagert. Dies lehnt die Arbeitskammer entschieden ab. 

Die Sicherstellung einer menschenwürdigen, sicheren und qualitativ hochwertigen Versorgung in 

stationären Einrichtungen erfordert verbindliche gesetzliche Mindeststandards – keine 

Verhandlungsmodelle. 
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